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  Bonn, 09.07.2026       

Referentenentwurf des Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur – Geplante 
Änderung des § 40 Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 BNatSchG  

Sehr geehrte Damen und Herren,    

der Bundesverband Deutscher Pflanzenzüchter e.V. (BDP) vertritt mit der Marke RegioZert u. 
a. eines der beiden Zertifizierungssystem im Regiosaatgut. Unsere Mitglieder sind als Akteure 
und Inverkehrbringer von zertifizierten, regionalen Wildpflanzen- und Wildgräser-Saatgut 
(gebietseigenes Saatgut) aktiv.  
Wir nehmen Bezug auf den aktuellen Referentenentwurf zur Fortentwicklung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung, speziell auf die vorgeschlagene Neufassung des § 40 
Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 BNatSchG, die einen entscheidenden Einfluss auf die Arbeit unserer 
Mitglieder hat. 
 
Der Entwurf sieht vor, das Ausbringen von Gehölzen und Saatgut außerhalb ihrer 
Vorkommensgebiete auf Deich- und Dammbauten zum Küsten- und Hochwasserschutz sowie 
bei vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen pauschal zu erlauben, sofern zertifiziertes Material 
aus dem spezifischen Vorkommensgebiet „nachweislich nicht oder nicht in ausreichendem 
Maße erhältlich ist“.  
Aus fachlicher, ökologischer und ökonomischer Sicht bedarf dieser Entwurf einer fundamentalen 
Differenzierung. Die gemeinsame regulatorische Behandlung von Gehölzen (Pflanzgut) und 
Wildkräuter-/Wildgräser-Saatgut spiegelt die tatsächlichen Marktrealitäten nicht wider. 
Während eine Erleichterung im Gehölzbereich aufgrund struktureller Engpässe punktuell 
begründet sein mag, ist eine Aufweichung für den Saatgutbereich (Kräuter und Gräser) sachlich 
unbegründet, konterkariert die Ziele des natürlichen Klimaschutzes, der geforderten Erhaltung 
der genetischen Vielfalt von heimischen Wildpflanzen (ErMiV, BNatSchG) und gefährdet die 
Existenz zahlreicher landwirtschaftlicher Betriebe. 
 
1. Marktrealität und Versorgungssicherheit bei Regio-Saatgut 
Seit mehr als 20 Jahren hat sich in Deutschland eine hocheffiziente Struktur zur Vermehrung 
von gebietseigenem Saatgut nach den rechtlichen Vorgaben des BNatSchG und der 
Erhaltungsmischungsverordnung sowie nach naturschutzfachlichen Anforderungen durch die 
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Fachbehörden der Länder etabliert. Deutschland nimmt hierbei weltweit eine anerkannte 
Vorreiterrolle ein, was die Herkunftssicherung und Transparenz in der gesamten 
Vermehrungskette sowie die Verfügbarkeit von gebietseigenem Saatgut betrifft. Die 
Versorgungsdaten widerlegen das Argument einer flächendeckenden Unterversorgung im 
Saatgutsegment deutlich:  
 

• Hoher Erreichungsgrad: Von den 22 Ursprungsgebieten (regionales Saatgut) in 
Deutschland werden bereits 18 Regionen vollumfänglich und in großen Mengen mit rein 
autochthonen Saatgutmischungen bedient, d.h. das Ausgangssaatgut wird in der Region 
gewonnen und wieder in den Verkehr gebracht, wo es angefragt wurde.  

• Laufende Entwicklung: In den verbleibenden 4 Ursprungsgebieten befindet sich die 
Ernte bzw. Sammlung von Arten und die Saatgutvermehrung im fortgeschrittenen 
Aufbau und steht vor der Marktreife. Gleichzeitig besteht die Option kurzfristigen 
Engpass über direkt geerntete Mischungen im Sinne der ErMiV abzudecken. In den 
Ursprungsgebieten 8, 18, 20 und 22 sind uns keine Großprojekte im Sinne der 
Gesetzesnovelle bekannt, die eine solche Änderung des §40 mit sehr unklarem Ausgang 
rechtfertigen. 

 
• Regulatorisches Sicherheitsnetz: Durch das bewährte, kaskadierende Verfahren der 

Erhaltungsmischungsverordnung bzw. lt. Leitfaden zur Verwendung von gebietseigenem 
Saat- und Pflanzgut krautiger Arten in der freien Natur Deutschlands (BfN-Schriften, 
2023) ist es bereits heute legal und praxisnah möglich, bei temporären Engpässen auf 
zertifiziertes Saatgut angrenzender Ursprungsgebiete auszuweichen. Eine vollständige 
Versorgungslücke existiert im Saatgutbereich bei ordnungsgemäßer und 
vorausschauender Planung der ausschreibenden Stellen somit nicht. 

 
2. Ingenieurbiologische Leistung und Klimaresilienz 
Gerade bei sensiblen Infrastrukturen wie Deich- und Dammbauten ist das Ausbringen von 
gebietseigenem Saatgut technisch und funktionell alternativlos:  
 

• Autochthone/gebietseigene Wildgräser- und Wildkräutermischungen zeichnen sich 
durch vielfältige Durchwurzelungs-Typen aus, die die obere Bodenschicht optimal vor 
Erosion durch Hochwasserereignisse (Deiche, Dämme) schützt. 

 
• Die biologische Vielfalt dieser Mischungen erhöht die Klimaresilienz der Begrünung (z. 

B. bei anhaltender Trockenheit) signifikant.  
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• Der Einsatz von konventionellem Zucht-Saatgut (z. B. Z-Saatgut aus dem 
Futterpflanzenbau) in der freien Landschaft mindert diese Schutzfunktion und 
widerspricht den Kernzielen des Gesetzes zur Stärkung der natürlichen Infrastruktur. 

 
3. Bürokratischer Mehraufwand im Vollzug 
Die Novelle wird das politische Ziel des Bürokratieabbaus im Vollzug verfehlen. Das Gesetz 
verlangt den Nachweis der Nichtverfügbarkeit. In der behördlichen und juristischen Praxis 
erfordert dies eine dokumentierte Markterkundung und mehr bürokratischen Aufwand:  
 

• Prüfungsaufwand: Bauherren müssen über die sogenannte „Drei-Absagen-Regel“ 
schriftliche Leistungsanfragen und entsprechende Absagen zertifizierter Fachbetriebe 
vorlegen.  

 
• Behördenüberlastung: Die Unteren Naturschutzbehörden (UNB) werden mit der 

komplexen Einzelfallprüfung überlastet, ob eine Modifikation der Mischungsanteile oder 
ein Ausweichen auf angrenzende Gebiete möglich gewesen wäre. Ohne eine 
lückenlose, personalintensive Überwachung droht die Klausel zu einem bürokratischen 
Dauerkonflikt zu werden, der Infrastrukturprojekte eher verzögert als beschleunigt.  

 
4. Sozioökonomische Konsequenzen für den ländlichen Raum 
Eine pauschale Marktöffnung für konventionelles Massensaatgut zerstört die wirtschaftliche 
Basis zahlreicher landwirtschaftlicher Betriebe, die im Vertrauen auf den gesetzlichen Schutz 
des § 40 BNatSchG massiv in Regio-Saatgutbestände investiert haben und ihre Kapazitäten 
derzeit ausbauen in der Hoffnung auf eine langfristige Perspektive in diesem Bereich: 
 

• Arbeitsplatzeffekte: Die Produktion von 1.000 Tonnen regionalem Saatgut sichert in 
Deutschland ca. 100 spezialisierte Arbeitsplätze im ländlichen Raum. Die gleiche 
Menge konventionellen Saatguts wird meist hochindustrialisiert (oft im Ausland) 
produziert und bindet in Deutschland maximal 10 Arbeitsplätze.  

 
• Fiskalische Wertschöpfung: Regio-Saatgut generiert durch die dezentrale Struktur 

(Gesamte Wertschöpfungskette von der Produktion bis zur Verwendung im Inland) 
mindestens zweifache Steuereinnahmen im Inland, während konventionelle 
Importware meist nur einmalig besteuert wird.  

 
Fachliche Forderungen an die Entscheidungsträger 
 
Um den mühsam aufgebauten Naturschutzstandard zu sichern und zeitgleich administrative 
Hürden pragmatisch zu lösen, fordern wir die politischen Entscheidungsträger auf, den 
Gesetzesentwurf wie folgt anzupassen:  
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1. Strikte regulatorische Trennung von Saatgut und Pflanzgut: Wildkräuter- und 
Wildgräser-Saatgut muss im Gesetzestext zwingend von Gehölzsaat- und Pflanzgut 
abgetrennt werden. Die unzureichende Lieferfähigkeit der Baumschulbetriebe 
(basierend auf nur 6 Ursprungsgebieten) darf nicht zu Lasten der voll lieferfähigen 
Wildpflanzensaatgut-Produzenten (22 Ursprungsgebiete) gehen.  

 
2. Beibehaltung der strikten Regelung für den Bereich gebietseigenes Saatgut: Der 

Bereich Wildkräuter- und Wildgräser-Saatgut wird aus der neuen Ausnahmeregelung 
des § 40 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 BNatSchG gestrichen. Aufgrund der funktionellen 
Ersetzbarkeit einzelner Arten innerhalb einer Mischung und der Nutzung angrenzender 
Gebiete ist der Markt flächendeckend versorgt.  

 
3. Beschränkung der Ausnahmeregelung ausschließlich auf Pflanzgut (Gehölze): Die 

Erleichterung bei nachgewiesenem Mangel wird exklusiv auf den Bereich der Gehölze 
verengt, um den dort real existierenden, temporären Engpässen in der Baupraxis zu 
begegnen. 

 
4. Hilfsweise: Räumliche und zeitliche Befristung im Saatgutbereich: Sollte eine 

Ausnahme für Saatgut politisch erzwungen werden, muss diese zwingend auf die 4 
Ursprungsgebiete beschränkt werden, die sich aktuell noch im Aufbau befinden. Zudem 
ist die Ausnahmeregelung mit einer strikten zeitlichen Befristung (z. B. Erlöschen nach 3 
Jahren) zu versehen, um die finale Fertigstellung der regionalen Vermehrungsflächen 
planungssicher zu gewährleisten.  

 
Wir appellieren an die Entscheidungsträger, eine der größten Errungenschaften des deutschen 
Naturschutzes nicht aus rein wirtschaftlichen Interessen Dritter leichtfertig zu gefährden.  
 
Wir bitten Sie zudem höflich bei Entscheidungen zu Regiosaatgut in dieser Größenordnung auch 
uns (als Verband) auf Ihre Mailingliste aufzunehmen. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

    
Rechtsanwalt und Syndikusrechtsanwalt 
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